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In seiner jährlichen Rede schilderte Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker die Lage
der Union im September 2016 folgendermaßen: „Unsere Europäische Union befindet sich
–  zumindest  teilweise  –  in  einer  existenziellen  Krise“.1 Tatsächlich  schienen  im Spät-
sommer 2016 die Rahmenbedingungen europäischer Politik wenig günstig. Die britische
Bevölkerung  hatte  im  Juni  mehrheitlich  für  den  Austritt  des  Vereinigten  Königreichs
gestimmt, eine Aufhebung der im Zuge der Flüchtlingskrise vereinzelt wieder eingeführten
Grenzkontrollen innerhalb des Schengenraums war nicht in Sicht und im Juli hatte das
österreichische Verfassungsgericht die mit hoher Symbolkraft versehene Wahl des europa-
freundlichen  Präsidentschaftskandidaten  Alexander  Van  der  Bellen  wegen  Verfahrens-
fehlern aufgehoben. Der Kalender für das kommende Jahr war gefüllt mit Wahlterminen,
an denen ein besorgniserregender Zugewinn rechtspopulistischer Kandidaten und Parteien
realistisch erschien: die wiederholte Bundespräsidentenwahl in Österreich, die Parlaments-
wahl in den Niederlanden, die Präsidentschaftswahl in Frankreich und nicht zuletzt die
Präsidentschaftswahl in den USA. 

In Anbetracht dieser düsteren Stimmung ist es nahezu überraschend, dass knapp ein
Jahr  später  die  Aussichten  für  die  Zukunft  europäischer  Politik  verhalten  optimistisch
scheinen.  Wesentliche  Gründe  dafür  sind  der  erneute  Wahlsieg  Van  der  Bellens,  das
vergleichsweise schlechte Abschneiden Geert Wilders in den Niederlanden und vor allem
der  Erfolg  Emmanuel  Macrons  in  Frankreich,  der  einen  dezidiert  europafreundlichen
Wahlkampf geführt hatte. Die Europäische Kommission will diese Situation nutzen, um
die Debatte zur Zukunft Europas nach dem Brexit voranzutreiben. Sie hat in der ersten
Jahreshälfte 2017 verschiedene Szenarien für die Zukunft der Europäischen Union sowie
eine ganze Reihe von Reformvorschlägen in einzelnen Politikbereichen präsentiert. Dieser
Fokus  auf  große  Reformthemen  macht  sich  auch  im  Tagesgeschäft  der  Kommission
bemerkbar. In seiner Rede zur Lage der Union betonte Juncker, seine Kommission habe in
den ersten beiden Jahren ihrer Amtszeit 100 Vorschläge zurückgezogen, 80 Prozent weni-
ger Initiativen vorgelegt als in den vergangenen fünf Jahren und alle bestehenden Rechts-
vorschriften einer gründlichen Überprüfung unterzogen.

Interne Vorgänge

Im vergangenen Jahr nahm Kommissionspräsident Juncker eine Reihe von Veränderungen
im Kollegium der Kommissare vor. Nach dem Rücktritt des britischen Kommissars Jona-
than Hill im Zuge des Austrittsreferendums hatte die britische Regierung den ehemaligen
britischen Botschafter in Frankreich, Julian King, als Nachfolger vorgeschlagen. King soll
bis zum Austritt des Vereinigten Königreichs im Amt bleiben. Im August 2016 wies ihm
Juncker  einen neu geschaffenen Posten für  Sicherheit  und Terrorismusbekämpfung zu.

1 Jean-Claude Juncker: Rede zur Lage der Union 2016: Hin zu einem besseren Europa – Einem Europa, das
schützt, stärkt und verteidigt, Rede in Straßburg, 14. September 2016, SPEECH/16/3043. 
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Damit hat Juncker einen guten Kompromiss gefunden: Einerseits ist der Aufgabenbereich
von zentraler Bedeutung, zudem decken sich in der Terrorismusbekämpfung die Interessen
des Vereinigten Königreichs und der Union weitgehend. Andererseits sind die Kompe-
tenzen der Kommission in diesem Feld äußerst begrenzt, sodass King in erster Linie eine
koordinierende  Aufgabe zukommt.2 Wenige  Monate  später  wurde  eine  neue  Portfolio-
umbildung vonnöten, ausgelöst vom Wechsel der für Haushalt und Personal zuständigen
Vizepräsidentin Kristalina Georgiewa zur Weltbank am 2. Januar 2017. Medien zufolge
hatte Georgiewa sich zuvor frustriert über die Arbeitsweise und unzureichende Kommuni-
kation des Präsidenten und dessen Kabinettschef Martin Selmayr gezeigt.3 Ihren Aufga-
benbereich übergab Juncker dem bisher für Digitale Wirtschaft und Gesellschaft zustän-
digen deutschen Kommissar Günther Oettinger, wies diesem aber nicht den Posten eines
Vizepräsidenten zu.4 Das Ressort  für  die digitale  Agenda erhielt  im Juli  2017 die neu
nominierte  bulgarische  Kommissarin  Mariya  Gabriel,  nachdem  der  für  den  Digitalen
Binnenmarkt  zuständige  Vizepräsident  Andrus  Ansip  das  vakante  Portfolio  übergangs-
weise betreut hatte. 

Präsident Juncker scheint ebenfalls Lehren gezogen zu haben aus den Erfahrungen der
letzten  Kommission,  die  im  ersten  Halbjahr  2014  einige  Personalveränderungen  vor-
nehmen musste, da einzelne Kommissare für einen Sitz im Europäischen Parlament kandi-
dierten. In seiner Rede zur Lage der Union schlug er daher vor, „die absurde Regelung zu
ändern, wonach Kommissionsmitglieder ihr Amt niederlegen müssen, wenn sie bei Wahlen
zum Parlament antreten wollen. Wir sollten die Kommissionsmitglieder  ermutigen,  die
nötige Begegnung mit der Demokratie zu suchen“.5

Debatte um die Zukunft Europas

Nach dem Referendum über den Austritt des Vereinigten Königreichs trat die Debatte über
die Zukunft der Europäischen Union erneut in den Vordergrund.6 Aus einem tiefen Gefühl
der Krise kündigte Präsident Juncker in seiner Rede zur Lage der Union an, im März 2017
ein Weißbuch der Kommission zu Zukunftsvisionen vorzulegen. Die Staats- und Regie-
rungschefs der verbleibenden EU-27 begrüßten die Ankündigung auf ihrem Gipfeltreffen
im September 2016 in der slowakischen Hauptstadt Bratislava und beschlossen dort einen
Fahrplan für den Reformprozess, der mit dem 60. Jubiläum der Römischen Verträge am
25. März 2017 einen vorläufigen Höhepunkt erreichen sollte.7  

Wie angekündigt präsentierte die Kommission am 1. März 2017, rund drei Wochen vor
dem Jahrestag, ihr „Weißbuch zur Zukunft Europas“, dessen Inhalt eine für Weißbücher
ungewöhnliche  Form hat.8 Anstatt  eine  bestimmte  Strategie  aufzuzeigen,  skizziert  das
Weißbuch fünf mögliche Szenarien für eine Europäische Union im Jahr 2025 unter den
Bedingungen fortschreitender neuer Technologien, fortdauernder Globalisierung und der
abnehmenden globalen Bedeutung Europas. Alle Szenarien werden daran gemessen, wie
gut sie diesen Herausforderungen begegnen. Das erste Szenario beschreibt eine Union, die

2 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Ein Amt mit Klang für Londons letzten Kommissar, 3.8.2016, S. 2.
3 Ryan Heath: Kristalina Georgieva to quit Commission for World Bank job, in: politico.eu, 28.10.2017. 
4 Alexander Mühlauer: Oettinger wird wohl doch nicht Vizepräsident der EU-Kommission, in: Süddeutsche

Zeitung, 11.5.2017. 
5 Jean-Claude Juncker: Lage der Union 2016, Rede in Straßburg, 14. September 2016.
6 Siehe auch die Beiträge „Bilanz der Europäischen Integration 2017“ und „Brexit“ in diesem Buch.
7 Europäischer Rat: Erklärung von Bratislava, 16. September 2016.
8 Europäische Kommission: Weißbuch zur Zukunft Europas. Die EU der 27 im Jahr 2025 – Überlegungen

und Szenarien, COM(2017) 2025. 
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dem  gegenwärtigen  Reformkurs  folgt,  dadurch  Handlungskapazität  gewinnt,  aber  in
bestimmten Bereichen hinter den Erwartungen der Bürger zurückbleibt. Das zweite Szena-
rio umschreibt  eine Reduzierung der  EU-Kompetenzen auf den Binnenmarkt,  während
andere Bereiche wie Migration, Sicherheit und Verteidigung alleinige Kompetenzen der
Mitgliedstaaten werden. Dies würde einerseits die Beschlussfähigkeit der Union erhöhen,
andererseits  aber  in  wichtigen Bereichen keine Kooperationsmöglichkeiten bieten.  Das
dritte Szenario beschreibt eine Flexibilisierung der Europäischen Union, in der Gruppen
von Staaten ihre Kooperation in einzelnen Politikbereichen vertiefen, während andere im
Status  Quo  verbleiben.  Dies  wahre  zum einen  die  Einheit  des  gegenwärtigen  Besitz-
standes, erlaube gleichzeitig anderen selektiv dort voranzuschreiten, wo gemeinsam keine
Einigung zu finden ist. Andererseits ginge dies auf Kosten von Transparenz und Verant-
wortungszuordnung. Das vierte Szenario beinhaltet einen Rückzug der Union auf einige
wenige  Handlungsfelder,  während  die  meisten  anderen  Kompetenzen  an  die  Mitglied-
staaten  zurückgegeben werden.  Dies  ermögliche  eine  klare  Zuordnung von Zuständig-
keiten, gleichzeitig seien aber Konflikte darüber zu erwarten, was denn die zukünftigen
Schwerpunkte  europäischer  Kooperation  sein  sollten.  Das  fünfte  Szenario  schließlich
beschreibt einen deutlichen Integrationsschub, durch den der Europäischen Union in allen
Politikbereichen deutlich mehr Kompetenzen übertragen werden. Dies erhöhe zwar die
Handlungskapazitäten, berge aber die Gefahr eines Legitimitätsverlusts. 

Das Ziel dieses Dokuments beschrieb die Kommission folgendermaßen: „Diese fünf
Szenarien sind von bildhaftem Charakter, um das Nachdenken anzuregen. Sie sind keine
detaillierten Blaupausen oder politischen Vorgaben.  Rechtliche oder institutionelle  Pro-
zesse wurden ganz bewusst ausgespart – die Form wird der Funktion folgen.“9 Die Kom-
mission selbst  bezog keine Stellung zu einem von ihr bevorzugten Szenario.  Präsident
Juncker kündigte jedoch an, in seiner Rede zu Lage der Union am 13. September 2017
seine Vision der Zukunft Europas vorstellen zu wollen. Bis zu den nächsten Wahlen zum
Europäischen Parlament im Juni 2019 soll eine gemeinsame Vorstellung über das weitere
Vorgehen bestehen. Gleichzeitig kündigte das Weißbuch weitere Diskussionspapiere zu
einzelnen Politikbereichen an. Dem kam die Kommission im Frühjahr und Frühsommer
2017 mit der Publikation einer Reihe von „Reflexionspapieren“ zur sozialen Dimension
Europas, zur Globalisierung, zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU),
zur Zukunft der Europäischen Verteidigung und zur Zukunft der EU-Finanzen nach. Alle
diese Beiträge sammelt die Kommission auf ihrer Webseite zur Zukunft Europas.  

Brexit10

Der Austritt  des  Vereinigten  Königreichs  aus  der  Union  und der  Europäischen  Atom-
gemeinschaft wurde von der britischen Regierung formell am 29. März 2017 mit einer
Mitteilung nach  Art.  50  des  Vertrages  über  die  Europäische  Union (EUV)  eingeleitet.
Daraufhin nahm der Europäische Rat am 29. April 2017 eine Reihe von Leitlinien für die
Austrittsverhandlungen an,  die  zentrale  Verhandlungspositionen  der  Union  abstecken11.
Die Leitlinien betonen die Integrität des Binnenmarkts sowie ein ausgewogenes Verhältnis
von Rechten und Pflichten und schließen damit eine selektive Beteiligung des Vereinigten
Königreichs an einzelnen Bereichen des Binnenmarkts aus. Die Verhandlungen sollen in

9 Europäische Kommission: Weißbuch zur Zukunft Europas, COM(2017) 2025. 
10 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
11 Europäischer Rat: Leitlinien im Anschluss an die Mitteilung des Vereinigten Königreichs gemäß Artikel

50, 29. April 2017. 

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 121



Die Institutionen der Europäischen Union

zwei Phasen voranschreiten. Im Mittelpunkt der ersten Phase steht die konkrete Regelung
zum  Herauslösen  des  Vereinigten  Königreichs  aus  dem  Anwendungsbereich  der  EU-
Verträge  unter  Wahrung  der  Rechtssicherheit  für  alle  betroffenen  Bürger  und  Markt-
teilnehmer. Erst nach zufriedenstellendem Abschluss dieser Phase sollen Verhandlungen
über die zukünftigen Beziehungen zwischen der Union und dem Vereinigten Königreich
beginnen.  Am 22.  Mai  beauftragte  der  Rat  der  Europäischen  Union  die  Kommission
formell mit der Verhandlungsführung.12 Als Chefunterhändler der Kommission wurde der
ehemalige französische Außenminister und spätere Kommissar Michel Barnier benannt.
Seine Stellvertreterin ist die langjährige Kommissionsbeamtin Sabine Weyand, die unter
anderem mehrere Jahre  das  Kabinett  des  ehemaligen Kommissionspräsidenten Barroso
geleitet hat. Barnier präsentierte im Anschluss an den Ratsbeschluss die Richtlinien der
Kommission für die Austrittsverhandlungen, die die Leitlinien des Rates  in konkretere
Verhandlungsmandate umsetzen.13 Die Kommission hat sich für die Verhandlungen weit-
reichender Transparenz verschrieben und publiziert zentrale Verhandlungsdokumente auf
einer Webseite.14 Die Verhandlungsposition der Kommission wird eng abgestimmt mit der
„Ad-hoc Arbeitsgruppe zu Artikel  50“ des Rates und der  „Brexit Steering Group“ des
Europäischen Parlaments unter der Leitung von Guy Verhofstadt.15 

Bevor die Verhandlungen angefangen hatten, gab es bereits Verstimmungen, nachdem
ein  ungenannter  Kommissionsmitarbeiter  Details  über  ein  gemeinsames  Abendessen
zwischen  der  britischen  Premierministerin  Theresa  May und Juncker  in  der  Londoner
Downing Street  an  die  Presse  weitergegeben hatte,  die  eine  angebliche  Blauäugigkeit
Mays im Anbetracht der bevorstehenden Aufgaben hervorhoben. Offiziell begannen die
Verhandlungen am 19. Juni 2017 mit einer Einigung auf zentrale Verhandlungsregeln. Die
erste Phase der Gespräche soll bis zum Herbst abgeschlossen sein. 

Migration16

Nach dem Abschluss des „Flüchtlingsabkommens“ mit der Türkei im März 2016 und den
weitgehenden Grenzschließungen auf der sogenannten „Balkanroute“ hat die Flüchtlings-
krise im vergangenen Jahr weniger mediale Aufmerksamkeit bekommen. Die Anzahl der in
Griechenland ankommenden Flüchtlinge ging deutlich zurück. Dennoch stand das Thema
Migration auch in diesem Jahr weit oben auf der Tagesordnung. In der Erklärung von
Bratislava  der  Staats-  und  Regierungschefs  stand  die  Abwehr  einer  Wiederholung der
Flüchtlingskrise an erster Stelle der Aufgaben, der sich die EU-27 annehmen sollte. Auch
die Erklärung zum 60. Jahrestag der Römischen Verträge hob einen „wachsenden Migra-
tionsdruck“17 als besondere Herausforderung für die Union hervor. Nach wie vor ist das
Thema unter den Mitgliedstaaten hoch kontrovers und politische Einigungen sind schwer

12 Rat der Europäischen Union: Beschluss der Rates zur Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen
mit dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland über ein Abkommen, in dem die Ein-
zelheiten  seines  Austritts  aus  der  Europäischen  Union  festgelegt  werden,  15.  Mai  2017,  Dok.  XT
21016/17.

13 Thomas Kirchner/Alexander Mühlauer: Hart, aber verbindlich, in: Süddeutsche Zeitung, 4.5.2017.
14 Europäische Kommission: Verhandlungsdokumente zu den Verhandlungen nach Artikel 50 mit dem Verei-

nigten  Königreich,  abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/commission/brexit-negotiations/negotiating-docu
ments-article-50-negotiations-united-kingdom_de (letzter Zugriff: 11.10.2017).

15 Siehe auch die Beiträge „Rat der Europäischen Union“ und „Europäisches Parlament“ in diesem Buch.
16 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch.
17 Erklärung der führenden Vertreter der 27 Mitgliedstaaten und des Europäischen Rates, des Europäischen

Parlaments und der Europäischen Kommission: Die Erklärung von Rom, 25. März 2017.

122 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

https://ec.europa.eu/commission/brexit-negotiations/negotiating-


Europäische Kommission 

zu finden. Die Nichtigkeitsklagen Ungarns und der Slowakei gegen die Notfallumsiedlung
von Flüchtlingen aus Griechenland und Italien ist weiterhin vor dem Gerichtshof der Euro-
päischen Union anhängig. Im Juni 2017 wiederum leitete die Kommission Vertragsver-
letzungsverfahren gegen Ungarn, Polen und die Tschechische Republik ein, da sie sich
bisher überhaupt nicht oder nur unzureichend am Notfallumsiedlungsprogramm beteiligt
hatten. Insgesamt wurden von den rechtlich festgelegten 160.000 Umsiedlungen bis zum
Juni 2017 nur 20.869 vorgenommen.18 Wenig Fortschritt gibt es weiterhin im Bezug auf
den Vorschlag der Kommission zu einem permanenten Umsiedlungsmechanismus, den sie
zuletzt im Mai 2016 dem Rat vorgelegt hatte.19  

Demgegenüber verliefen die Verhandlungen im Rat über die von der Kommission im
Dezember 2015 vorgeschlagene Umwandlung von Frontex in eine Europäischen Grenz-
und Küstenwache schnell.  Bereits am 6. Oktober 2016 wurde die neue Agentur einge-
weiht. Im Vergleich zu ihrer Vorgängerin ist die Grenz- und Küstenwache mit deutlich
mehr Personal ausgestattet und kann bis zu 1.600 Grenzschutzbeamte mobilisieren. Sie
nimmt Gefährdungsbeurteilungen vor und stellt sogenannte „Rückführungspools“ bereit,
die nationale Behörden bei der Rückführung von irregulären Migranten und abgelehnten
Asylbewerbern unterstützen sollen.20 Die Agentur spielt eine wichtige Rolle im Bemühen
der Kommission um ein „Zurück zu Schengen“.21 Dieser „Fahrplan“ sieht einen schnellen
Abbau  der  im Zuge  der  Flüchtlingskrise  2015  in  Österreich,  Deutschland,  Dänemark,
Schweden  und  Norwegen  wieder  eingeführten  Grenzkontrollen  an  Schengen-Binnen-
grenzen vor. Während etwa Schweden im Frühjahr seine Grenzkontrollen abschwächte,
erlitten die Bemühungen der Europäischen Kommission einen Rückschlag durch die rapi-
de steigenden Zahlen von Flüchtlingen auf der sogenannten „Mittelmeerroute“, die insbe-
sondere von Libyen nach Italien verläuft, im Zuge derer Österreich die Einführung von
Kontrollen an der Grenze zu Italien ankündigte.22 Als Reaktion schlug die Kommission am
4.  Juli  2017  einen  Aktionsplan  zur  Unterstützung  Italiens  in  der  Bewältigung  dieser
Herausforderung vor.23  

Reform der Wirtschafts- und Währungsunion24

Die  Kommission  verfolgt  die  Reform  der  WWU  im  Einklang  mit  dem  sogenannten
„Bericht der fünf Präsidenten“ vom Juni 2015, der den Weg zu einer „vollständigen Wirt-
schafts- und Währungsunion“ bis zum Jahr 2025 in drei Stufen beschreibt.25 Der in diesem
Bericht  skizzierte  Zeitplan  sah  eigentlich  vor,  zum 30.  Juni  2017  die  erste  Stufe  des

18 Europäische Kommission: Europäische Migrationsagenda: Kommission fordert alle Beteiligten zu anhal-
tenden Fortschritten und weiteren Anstrengungen auf, Pressemitteilung, 13. Juni 2017, IP/17/1587. 

19 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten
Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist, COM(2016) 270. 

20 European Commission: Fourth report on the operationalisation of the European Border and Coast Guard,
COM(2017) 325. 

21 Europäische  Kommission:  Zurück  zu  Schengen:  Kommission  empfiehlt  schrittweise  Aufhebung  der
vorübergehenden Grenzkontrollen  in  den kommenden  sechs Monaten,  Pressemitteilung,  2.  Mai  2017,
IP/17/1146.

22 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Österreich bereitet Grenzkontrollen am Brenner vor, 5.7.2017, S. 1.
23 Europäische Kommission: Zentrale Mittelmeerroute: Kommission schlägt Aktionsplan zur Unterstützung

Italiens, zur Verringerung des Migrationsdrucks und für mehr Solidarität vor,  Pressemitteilung, 4.  Juli
2017, IP/17/1882.

24 Siehe auch die Beiträge „Wirtschaftspolitik“ und „Währungspolitik“ in diesem Buch.
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Reformprozesses beendet zu haben. Kernstück dieser ersten Stufe war die Bankenunion,
deren zentrale Maßnahmen, der Einheitliche Aufsichtsmechanismus und der Einheitliche
Abwicklungsmechanismus, bereits 2014 von Rat und Parlament beschlossen wurden. Das
letzte  noch fehlende Element  der  Bankenunion ist  die  Einrichtung eines  Europäischen
Einlagenversicherungssystems (EDIS). Die Kommission hatte bereits im November 2015
einen entsprechenden Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt. Die Diskussionen darüber waren
auch  im letzten  Jahr  kontrovers  und  letztlich  erfolglos.  Im  Sommer  2017  stehen  die
Ansichten  zu  diesem  Projekt  vermutlich  weiter  auseinander  als  zuvor,  nachdem  die
Abwicklung der  italienischen Großbank Monte  dei  Paschi  di  Siena und der  Regional-
banken Banca Popolare di Vicenza und Veneto Banca mit umfangreichem Einsatz von
Steuergeldern  gezeigt  hatte,26 dass  die  bisherigen  Regelungen  zur  Bankenabwicklung
genügend Ausnahmen vom eigentlichen Prinzip des „Bail-in“, also der Haftung der Aktio-
näre, Gläubiger und Kontoinhaber, boten.27  

Die stockende Bankenunion ist auch ein Teil des „Reflexionspapiers zur Vertiefung der
Wirtschafts-  und  Währungsunion“,  das  die Kommission am 31.  Mai  2017 vorstellte.28

Mit diesem Dokument will die Kommission einen breiten politischen Konsens über die
einzuschlagende Richtung für  zukünftige  Reformen herstellen.  Sie  skizziert  darin  eine
„Reihe von Schritten und Optionen“ für drei Themenbereiche, in denen sie besonderen
Handlungsbedarf  identifiziert.  Für  die  Schaffung einer  „echten  Finanzunion“ strebt  sie
neben der Bankenunion eine Vertiefung der Kapitalmarktunion an, die Unternehmen mit
(Risiko-)Kapital  jenseits  des  Bankensektors  versorgen  soll.  Eine  „Neubelebung  der
Konvergenz“ könnte durch verstärkte wirtschaftspolitische Koordinierung innerhalb des
Europäischen Semesters oder eine Verknüpfung von Mittelvergaben (etwa aus einer neuen
Fiskalkapazität  für  den Euroraum) an Strukturreformen gefördert  werden.  Zur  „Veran-
kerung der demokratischen Rechenschaftspflicht“ sei es denkbar,  die Kompetenzen des
Vorsitzes der Euro-Gruppe mit den Aufgaben des Währungskommissars zu koppeln und
die Überwachungsfunktion des Europäischen Parlaments zu stärken. 

Als einen Teil ihrer Arbeit an einer „vertieften und faireren“ WWU sieht die Kommis-
sion auch die Flankierung wirtschafts- und finanzpolitischer Maßnahmen mit sozialpoli-
tischen Vorstößen29. Dazu gehörte im letzten Jahr insbesondere die Veröffentlichung eines
„Reflexionspapiers über die soziale Dimension Europas“ am 26. April 2017.30 Dem Ansatz
des Weißbuchs über die Zukunft Europas folgend präsentiert die Kommission darin drei
Szenarien möglicher zukünftiger Sozialpolitik auf der europäischen Ebene: eine Beschrän-
kung auf  die  Freizügigkeit  europäischer  Bürger,  eine  intensivere  Zusammenarbeit  der
„Willigen“, etwa innerhalb der Eurozone, oder eine gemeinsame Vertiefung der Sozial-
politik. Im Zuge des Reflexionspapiers veröffentlichte die Kommission eine konsolidierte
Version der „europäischen Säule sozialer Rechte“, die Juncker in seiner Rede zur Lage der
Union im September  2015 angekündigt  und deren ersten Entwurf  die Kommission im
März 2016 vorgelegt hatte. Der Vorschlag versteht sich als „Kompass für einen erneuerten

25 Jean-Claude  Juncker/Donald  Tusk/Jeroen  Dijsselbloem/Mario  Draghi/Martin  Schulz:  Die  Wirtschafts-
und Währungsunion Europas vollenden, 22. Juni 2015. 

26 Siehe auch den Beitrag „Italien“ in diesem Buch.
27 Jenni Thier: Faules Versprechen, in: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 2.7.2017, S. 22. 
28 Europäische  Kommission:  Reflexionspapier  zur  Vertiefung  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion,

COM(2017) 291; Europäische Kommission: Kommission stellt Möglichkeiten zur Vertiefung der Wirt-
schafts- und Währungsunion vor, Pressemitteilung, 31. Mai 2017.  

29 Siehe auch den Beitrag „Beschäftigungs- und Sozialpolitik“ in diesem Buch.
30 Europäische Kommission: Reflexionspapier zur sozialen Dimension Europas, COM(2017) 206. 
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Konvergenzprozess  in Richtung besserer  Arbeits-  und Lebensbedingungen“ und richtet
sich  vornehmlich  an  die  Länder  der  Eurozone,  soll  aber  allen  Mitgliedstaaten  offen
stehen.31 Wie der Entwurf des Vorjahres enthält die neue Version eine Liste von 20 sozia-
len Rechten,  aufgeteilt  in  die  drei  Kapitel  Chancengleichheit  und Arbeitsmarktzugang,
faire  Arbeitsbedingungen  sowie  Sozialschutz  und soziale  Inklusion.  Beachtenswert  ist,
dass die Kommission mit diesem Vorstoß auch in der Sozialpolitik einem Ansatz folgt, der
auf die Verleihung individueller (und vermutlich einklagbarer) Rechte baut. In Ermang-
lung eigener Ressourcen ist es das Ziel der Kommission, europäische Bürger zu ermäch-
tigen, ihre neu gewonnen Rechte vor nationalen Gerichten auch gegen den Widerstand
nationaler  Behörden  erwirken  zu  können.  Europäische  Sozialpolitik  unterscheidet  sich
damit schon in ihren Mitteln wesentlich von klassischer Sozialpolitik auf der nationalen
Ebene. Für die Umsetzung strebt die Kommission, ähnlich wie ursprünglich im Fall der
Charta der Grundrechte an, die europäische Säule sozialer Rechte in einer gemeinsamen
Proklamation der EU-Organe feierlich zu proklamieren. Entscheidende Weichen sollen auf
dem für  den  17.  November  2017  angesetzten  Sozialgipfel  im schwedischen  Göteborg
gestellt  werden.  Zusammen mit  der  Säule  sozialer  Rechte  stellte  die  Kommission  ein
„sozialpolitisches Scoreboard“ von Schlüsselindikatoren vor,  mit  dem die Leistung der
teilnehmenden Mitgliedstaaten im Bereich Beschäftigung und Soziales besser überwacht
werden soll. Ziel dessen ist es, einen Referenzrahmen zu schaffen, mit dem der „gesell-
schaftliche Fortschritt auf nachvollziehbare, gesamtheitliche und objektive Weise beobach-
tet  werden  soll“.32 Das  Scoreboard  soll  zusätzlich  zur  Stärkung  der  sozialpolitischen
Dimension des Europäischen Semesters dienen. 

Rechtsstaatlichkeit in Polen und Ungarn33

Im vergangenen Jahr setzte sich der schwelende Konflikt zwischen der Kommission und
den Regierungen Polens und Ungarns fort. Beiden Regierungen wird vorgeworfen, durch
jüngste politische Reformen gegen das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit zu verstoßen. Gegen
Polen hatte die Kommission bereits im Januar 2016 erstmals das erst im März 2014 neu
eingerichtete Verfahren im „Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips“ eingeleitet.
Ähnlich wie ein Vertragsverletzungsverfahren besteht dieses Verfahren aus drei Stufen. In
der ersten Stufe prüft die Kommission den Sachverhalt. Stellt sie am Ende der Analyse
eine systematische Gefährdung des Rechtsstaatsprinzips fest,  richtet  sie eine „Stellung-
nahme zur Rechtsstaatlichkeit“ an den Mitgliedstaat. Im Fall Polens hatte sie eine solche
Stellungnahme am 1. Juni 2016 an die polnische Regierung gerichtet.34 In der zweiten
Stufe richtet die Kommission eine Empfehlung an die betroffene Regierung, versehen mit
einer Frist, bis zu der die beanstandeten Probleme zu beheben sind. Eine solche Empfeh-
lung sprach sie gegenüber Polen am 27. Juli 2016 aus.35 Sollte weiterhin keine Einigung
gefunden werden, kann die Kommission als dritten Schritt das mit dem Vertrag von Lissa-
bon eingeführte (Suspendierungs-)Verfahren nach Art. 7 EUV einleiten, an dessen Ende
ein Stimmentzug des betroffenen Mitgliedstaats im Rat stehen kann. Über die Einleitung

31 Europäische Kommission: Mitteilung zur Einführung einer Säule sozialer Rechte, COM(2017) 250.
32 Europäische Kommission: Sozialpolitisches Scoreboard, SWD(2017) 200.
33 Siehe auch die jeweiligen Länderbeiträge „Ungarn“ und „Polen“ in diesem Buch.
34 Europäische Kommission: Kommission nimmt Stellungnahme zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in Polen

an, Pressemitteilung, 1. Juni 2016, IP/16/2015. 
35 Europäische Kommission: Rechtsstaatlichkeit: Kommission richtet Empfehlungen an Polen, Pressemittei-

lung, 27. Juli 2016, IP/16/2643.
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dieses dritten Schritts wurde im Verlauf des letzten Jahres mehrfach diskutiert, letztlich
jedoch ohne Ergebnis.36 Gegenstand des Konflikts ist eine Reihe polnischer Justizrefor-
men, die Eingriffe in die Unabhängigkeit der Justiz vornehmen.

Von der Einleitung eines solchen Verfahrens gegen Ungarn hat die Kommission bisher
abgesehen, obwohl auch der ungarischen Regierung Eingriffe in die Unabhängigkeit der
Justiz und die Pressefreiheit vorgeworfen werden. Gegenüber Ungarn hat die Kommission
bisher in erster Linie auf Vertragsverletzungsverfahren zurückgegriffen. Am 27. April 2017
initiierte sie ein solches Verfahren gegen das neue ungarische Hochschulgesetz, welches
insbesondere  Maßnahmen gegen die  private  Central  European  University in  Budapest
enthielt.37 Am 17. Mai 2017 leitete die Kommission einen weiteren Schritt in einem bereits
2015 begonnen Verfahren gegen Ungarns restriktive Asylgesetzgebung ein.38 Zuletzt unter-
nahm die Kommission am 13. Juli 2017 erste Schritte gegen ein ungarisches Gesetz, das
Nichtregierungsorganisationen  zwingt,  ausländische  Finanzierung  zu  registrieren  und
öffentlich auszuweisen. Dies verstoße gegen europäische Grundrechte wie die Vereini-
gungsfreiheit sowie die Freiheit des Kapitalverkehrs.  

Ausblick

Für  das  folgende Jahr  hat  sich  die  Europäische  Kommission  ehrgeizige  Ziele  gesetzt.
Sowohl das Weißbuch zur Zukunft Europas als auch die zahlreichen Reflexionspapiere
enthielten breit gesteckte Optionen für die kommende Reformagenda. Die wirkliche Arbeit
steckt in der Konkretisierung dieser Optionen. Für seine nächste Rede zur Lage der Union
hat Juncker eine Stellungnahme angekündigt, welche der fünf Szenarien des Weißbuchs
die Kommission zu verfolgen gedenkt. Ähnliche Maßnahmen stehen im Bezug auf die in
den  Reflexionspapieren  behandelten  Themenbereiche  an.  Gleichzeitig  obliegt  der
Kommission die Verhandlungsführung mit der britischen Regierung zum EU-Austritt des
Vereinigten Königreichs. Die Situation in Polen und Ungarn erfordert weiterhin Finger-
spitzengefühl,  um eine  ähnliche  Situation  in  diesen  Ländern  zu  vermeiden.  Steigende
Flüchtlingszahlen in Italien testen die Belastbarkeit der migrationspolitischen Neuerungen
nach den Ereignissen von 2015. Die Bundestagswahl in Deutschland im September 2017
wirkt weniger schicksalsträchtig als die Wahlen des vergangenen Jahres, aber bereits die
Neuwahl  des  österreichischen Parlaments  im Oktober  2017 leitet  eine  neue Phase der
Unsicherheit über politische Konstellationen in Europa ein, deren vorläufiger Höhepunkt
die italienische Parlamentswahl sein wird, die spätestens im Mai 2018 stattfinden soll.39 
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